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(7) Telegramme an Schiffs- oder Flugreisende werden 
den Vertretern der Reederei oder der Fluggesellschaft 
übergeben, bei einlaufenden Schiffen möglichst dem 
Empfänger an Bord des Schiffes.

(8) Telegramme mit Telexanschriften werden den 
Empfängern über den Telexanschluß zugestellt, Tele­
gramme mit Fernsprechanschriften über den Fern­
sprechanschluß nur, wenn sich die Empfänger damit 
einverstanden erklären. Dies gilt auch für Telegramme 
ohne Fernsprechanschriften, die über Fernsprecher zu­
gestellt werden sollen, sowie für Telegramme an solche 
Personen, die sich bei einem Teilnehmer aufhalten. Die 
Ausfertigungen der über Fernsprecher oder Telex­
anschluß zugestellten Telegramme werden den Emp­
fängern als gewöhnliche Briefe — auf Dauerantrag oder 
im Einzelfall auch durch besonderen Boten gegen Ge­
bühr — übersandt. Die Empfänger können darauf ver­
zichten.

(9) Sind zuzusprechende oder zuzuschreibende Tele­
gramme mit Gebühren belastet, werden sie auf diesem 
Wege nur dann zugestellt, wenn sich die Empfänger 
mit der Übernahme der Gebühren einverstanden er­
klären.

(10) Telegramme mit Empfangsanzeige und Staats­
telegramme werden Empfängern und Ersatzempfängern 
nur gegen Empfangsschein ausgehändigt, der von ihnen 
mit Namen und Zeitangabe zu unterschreiben ist. Er­
satzempfänger fügen ihrem Namen das Wort „für“ und 
den Namen des Empfängers bei.

(11) Auf entsprechenden Antrag können Telegramme 
gegen besondere Gebühr während bestimmter Zeiten 
anderswo oder auf andere Weise zugestellt werden, 
als es nach der Telegrammanschrift oder anderen Zu­
stellungsvorschriften zu geschehen hätte (Sonderzustel­
lung). Sie kann für dauernd (mindestens ein Jahr) oder 
auch für Einzelfälle verlangt werden.

(12) Telegramme mit dem gebührenpflichtigen Dienst­
vermerk =s= tags = werden während der Nacht nicht 
zugestellt. Dies gilt auch für dringende Telegramme.

(13) i Telegramme werden nur dann während der 
Nacht zugestellt, wenn sie die gebührenpflichtigen 
Dienstvermerke = Blitz =, = D = oder - nachts = 
tragen oder die Deutsche Post sonst ihre Dringlichkeit 
erkennt und wenn die Möglichkeit der Nachtzustellung 
besteht.

(14) Telegramme, die in der Anschrift mehrere Bür­
ger, juristische Personen oder andere Vereinigungen 
als Empfänger nennen, werden einem der in der An­
schrift Genannten ausgehändigt, ohne daß die Berech­
tigung zur Entgegennahme im Einzelfall geprüft wer­
den muß.

(15) Lehnt der Empfänger die Zahlung auf dem Tele­
gramm lastender Gebühren ab, so gilt das — abgesehen 
von Staatstelegrammen und Telegrammen mit dem ge­
bührenpflichtigen Dienstvermerk = FS = — als An­
nahmeverweigerung und führt zur Unzustellbarkeit des 
Telegramms.

(16) Der Empfänger eines Telegramms kann dessen 
Annahme verweigern. Er muß dies bei der Aushän­
digung des Telegramms erklären, bevor er vom Inhalt 
Kenntnis genommen hat. Das Telegramm wird dadurch 
unzustellbar. War das Telegramm einem Ersatzemp­
fänger ausgehändigt worden, muß es ungeöffnet an die 
Deutsche Post zurüdegegeben werden, wenn der Emp­
fänger die Annahme verweigert.

(17) Die Weigerung des Empfängers sich auszuweisen, 
gilt als Annahmeverweigerung und führt zur Unzu­

stellbarkeit des Telegramms. Für die Aushändigung 
von Telegrammen mit dem gebührenpflichtigen Dienst­
vermerk = MP = gilt § 8 Abs. 11.

(18) Holt ein Empfänger, der eine schriftliche Auf­
forderung zum Abholen eines Telegramms (Abs. 2) er­
halten hat, dieses nicht innerhalb 48 Stunden nach der 
Benachrichtigung ab, gilt das Telegramm als unzu­
stellbar.

§ 28
Behandlung unzustellbarer Telegramme

(1) Die Unzustellbarkeit eines Telegramms und die 
Gründe hierfür werden der Telegrammannahmestelle 
unverzüglich telegrafisch gemeldet. Kann diese den 
Grund der Unzustellbarkeit nicht selbst beseitigen, so 
teilt sie dem Absender die Unzustellbarkeit mit. Dieser 
kann die Anschrift des Ursprungstelegramms durch eine 
gebührenpflichtige Dienstnotiz vervollständigen, be­
richtigen oder bestätigen (§ 4 Abs. 1).

(2) Auf unzustellbaren Telegrammen lastende Gebüh­
ren werden vom Absender eingezogen.

(3) Lagertelegramme, die nicht innerhalb eines Monats 
abgeholt worden sind, werden nur dann — und zwar 
brieflich — unzustellbar gemeldet, wenn auf ihnen 
Gebühren lasten.

(4) Unzustellbare Telegramme mit Ausnahme der 
Lagertelegramme (Abs. 3) werden bis zum Ablauf von 
42 Tagen nach Eintreffen für die Empfänger bereitge­
halten.

(5) Für das Nachsenden von Unzustellbarkeitsmeldun- 
gen gelten die Bestimmungen des § 22.

A b s c h n i t t  IX 
Gebühren

§ 29 
Gebührenpflicht

(1) Die Inanspruchnahme der Einrichtungen des All­
gemeinen Telegrafenverkehrs verpflichtet zur Zahlung 
der dafür festgesetzten Gebühren.

(2) Bei der Aufgabe von Telegrammen an den Schal­
tern der Deutschen Post (§ 3 Abs. 1 Ziff. 1) können 
die Gebühren entrichtet werden
1. bar,
2. durch Postwertzeichen oder Freistempelabdruck 

auf dem Aufgabeformblatt pder
3. im Stundungsverfahren, wenn hierüber eine Ver­

einbarung besteht.
Zur Aufgabe derartiger Stundungstelegramme die­
nen besondere Formblätter. Die Gebühren werden 
dabei in der Fernmelderechnung erhoben.

(3) Bei der Aufgabe von Telegrammen über Fern­
sprecher werden die Gebühren
1. in der Fernmelderechnung erhoben oder
2. bei der Benutzung von Münzfernsprechern — nach 

Aufforderung — durch Einwurf von entsprechenden 
Münzen entrichtet.

Für jede Verbindung mit der Telegrammaufnahme wird 
die Ortsgesprächsgebühr erhoben, gleichgültig, wieviele 
Telegramme aufgegeben werden.

(4) Bei der Aufgabe von Telegrammen über Telex­
anschluß werden die Gebühren in der Femmelderech- 
nung erhoben.

(5) Bei der Mitgabe von Telegrammen mit den Tele­
gramm- oder Landzustellern können die Gebühren ent­
richtet werden '
1. bar an die Zusteller oder


